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ner“ zu verankern (Art. 47 Abs. 2), die im Falle eines be­
waffneten internationalen Konflikts für jede Person gilt:

,,a) die im Inland oder im Ausland speziell dazu ange­
worben wird, in einem bewaffneten Konflikt zu kämpfen;

b) die tatsächlich unmittelbar an den Feindseligkeiten 
teilnimmt;

c) deren Motiv zur Teilnahme an den Feindseligkeiten 
im wesentlichen in dem Streben nach persönlichem Gewinn 
liegt und der tatsächlich seitens oder im Namen einer am 
Konflikt beteiligten Partei materielle Vergütung verspro­
chen wurde, die wesentlich höher ist als die Vergütung, die 
den Kombattanten vergleichbaren Ranges und vergleich­
barer Funktion in den Streitkräften jener Partei verspro­
chen oder bezahlt wird;

d) die weder Staatsbürger einer am Konflikt beteiligten 
Partei noch Bewohner eines von einer am Konflikt betei­
ligten Partei kontrollierten Gebietes ist;

e) die nicht Angehöriger der Streitkräfte einer am Kon­
flikt beteiligten Partei ist und

f) die nicht von einem nicht am Konflikt beteiligten 
Staat in dienstlichem Auftrag als Angehöriger seiner 
Streitkräfte entsandt worden ist.“

Die Definition unterscheidet damit sehr genau Söldner 
von militärischen Beratern, die sich im Dienst ausländi­
scher Armeen befinden und dorthin durch -Vereinbarung 
beider Seiten entsandt werden. Ebenso werden Söldner 
klar von ausländischen Freiwilligen abgegrenzt, die einem 
Staat bewaffnete Unterstützung leisten, der Opfer einer 
Aggression wurde, oder einem Volk, das für seine nationale 
Unabhängigkeit oder Freiheit kämpft.*1

Nach Art, 47 Abs. 1 des Zusatzprotokolls I hat ein Söld­
ner keinen Anspruch auf den Status eines Kombattanten 
oder eines Kriegsgefangenen. Das bedeutet, daß der Söld­
ner als Verbrecher betrachtet wird, der bei Gefangennahme 
der strafrechtlichen Verfolgung und Bestrafung unterliegt. 
Die Regelung in Art. 47 Abs. 1 geht insbesondere davon 
aus, daß Söldner — abgesehen von ihrem unrechtmäßigen 
Tätigwerden überhaupt — bei ihren Aktionen die Gesetze 
und Gebräuche des Krieges völlig mißachten und Gewalt 
anwenden, deren Gebrauch nicht vom Kriegszweck diktiert 
ist.

Unter den regionalen Vereinbarungen ragt die im Juni 
1977 von der 29. Ministerratstagung der Organisation für 
Afrikanische Einheit (OAU) verabschiedete Konvention 
zur Abschaffung des Söldnertums in Afrika heraus.12 Ihr 
gingen.bereits entsprechende Deklarationen der OAU von 
1967 und 1971 voraus. Bemerkenswert ist das Anliegen der 
Konvention, nicht nur die von Individuen, sondern auch 
die von den Staaten selbst begangenen Akte des Söldner­
tums zu verbieten, die die Konvention als ein Verbrechen 
gegen den Frieden und die internationale Sicherheit in 
Afrika charakterisiert (Art. 1 Ziff. 3). Dazu enthält sie eine 
ganze Reihe von Pflichten für die Teilnehmerstaaten, die 
darauf abzielen, alle Maßnahmen zur Ausrottung des Söld­
nertums in Afrika zu treffen, um die vom Söldnereinsatz 
ausgehenden Verletzungen der Unabhängigkeit, Souve­
ränität und territorialen Integrität der OAU-Staaten zu be­
seitigen.

Betrachtet man die rechtlichen Schritte, die bisher ge­
gen das Söldnertum unternommen wurden, so zeigt sich, 
daß sie regionalen Charakter tragen oder nur Teilbereiche 
regeln: So bindet die OAU-Konvention nicht jene Staaten, 
aus denen die Mehrzahl der Söldner stammt. Die Söld­
nerdefinition in Art. 47 des Zusatzprotokolls I bezieht sich 
nur auf den bewaffneten internationalen Konflikt, erfaßt 
aber nicht diejenigen, die aus persönlichem Gewinnstre­
ben an bewaffneten Operationen außerhalb eines bewaff­
neten internationalen Konflikts, d. h. in Friedenszeiten, 
teilnehmen, um den Kampf der Völker für Selbstbestim­
mung zu unterdrücken, die Regierung eines anderen Staa­
tes zu stürzen oder in anderer Weise die Souveränität, ter­
ritoriale Integrität oder politische Unabhängigkeit eines 
anderen Staates zu verletzen. Um die Bekämpfung und Be­
seitigung dieser Erscheinungsform des Söldnertums- geht 
es aber vor allem, wie die jüngste Entwicklung besonders 
deutlich zeigt.

Die Schaffung einer universellen Konvention, die um­
fassend und endgültig zur Beseitigung des Söldnertums 
beiträgt, ist somit ein notwendiger Schritt zur Weiterent­
wicklung des Völkerrechts. Andererseits geben die bisheri­
gen rechtlichen Dokumente bereits wichtige Hinweise für 
die inhaltliche Gestaltung einer künftigen Konvention.
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Die Tätigkeit des ad-hoc-Komitees zur Ausarbeitung 
einer Konvention gegen Söldnertum

Die UN-Vollversammlung schloß in ihrer Resolution 35/48 
in das Mandat des ad-hoc-Komitees die Verpflichtung ein, 
bei der Ausarbeitung der Konvention keinen Zeitverzug 
zuzulassen.

Das Komitee führte bisher zwei Tagungen von jeweils 
vierwöchiger Dauer durch, die Anfang 1981 bzw. 1982 am 
Hauptsitz der Vereinten Nationen in New York stattfan­
den. Im Vergleich zur Tagung des Vorjahres, die durch eine 
allgemeine Debatte über das Wesen des Söldnertums und 
die Ziele der Konvention geprägt war, rückte auf der dies­
jährigen Tagung die unmittelbare Arbeit am Konventions­
text in den Vordergrund. Nach einer „beschleunigten 
1. Lesung“ des vorliegenden Konventionsentwurfs wurden 
zwei Arbeitsgruppen gebildet: Die Arbeitsgruppe А be­
faßte sich mit Definitionen und dem Anwendungsbereich 
der Konvention; ihrer Arbeit soll hier unser Hauptinter­
esse gelten, denn von entscheidender Bedeutung bei der 
Ausarbeitung der Konvention wird die Aufgabe sein, ge­
nau zu bestimmen, wer ein Söldner ist und welche Hand­
lungen als Verbrechen des Söldnertums angesehen werden 
müssen. Die Arbeitsgruppe В erhielt alle anderen Fragen 
zur Behandlung.

Es ist als Erfolg einzuschätzen, daß es in beiden Ar­
beitsgruppen gelungen ist — wenn auch in unterschiedli­
chem Maße —, konkrete Ergebnisse zu erreichen. So wurde 
in der Arbeitsgruppe А damit begonnen, Tatbestände des 
Verbrechens des Söldnertums zu bestimmen. Dabei trafen 
die Mitglieder eine Unterscheidung zwischen Handlungen, 
die von Söldnern selbst begangen werden, und Handlun­
gen anderer, die auf die Organisierung und Verwendung 
von Söldnern gerichtet sind. Ein solches Herangehen ent­
spricht dem Erfordernis, nicht nur den einzelnen Söldner 
für seine Handlangerdienste zu bestrafen, sondern auch 
die imperialistischen Hintermänner. Wie B. G r a e f r a t h  
zutreffend bemerkt, sind in allen Staaten Mord, Totschlag, 
Raub usw. strafbar. Aufgabe der Konvention muß es des­
halb sein, die Tätigkeit des Söldners selbst, die Anwer­
bung, Finanzierung, Ausbildung u. ä. unter Strafe zu stel­
len.13

Zu den Verbrechenstatbeständen der ersten Kategorie 
gehören die unmittelbare Teilnahme von Söldnern an 
einem internationalen bewaffneten Konflikt, an bewaff­
neter Gewaltanwendung zum Sturz einer ausländischen 
Regierung oder zur Destabilisierung einer ausländischen 
Regierung oder eines Staates, an Versuchen zur Unter­
drückung des Kampfes für Unabhängigkeit oder Selbstbe­
stimmung eines Volkes, an Überfällen auf die Zivilbevöl­
kerung eines Landes. Zu den Verbrechenstatbeständen der 
zweiten Kategorie gehören die Organisierung, Anwerbung. 
Ausbildung und Ausnutzung von Söldnern. Ein Verbre­
chen begeht auch, wer Söldner befördert, finanziert, mit 
Waffen oder Ausrüstungen versorgt, wer Informationen 
verbreitet, die die Anwerbung, Ausnutzung, Finanzierung 
oder Ausbildung von Söldnern fördern. Anerkannt wurde 
des weiteren die Notwendigkeit, auch Versuchs- und Bei­
hilfehandlungen unter Strafe zu stellen.

Das Komitee betrachtete diese Reihenfolge des Vorge­
hens in der Arbeitsgruppe А (d. h. zunächst die Bestim­
mung der Verbrechen, deren Verfolgung und Bestrafung 
zu den Erfordernissen einer wirksamen Bekämpfung und 
schließlichen Beseitigung des Söldnertums gehören) als ge­
eigneten methodischen Weg zur Lösung der sehr umstrit­
tenen Fragen, die mit der Definition des Söldners in der 
Konvention verbunden sind und die die Notwendigkeit Und 
den Inhalt einer solchen Definition betreffen. Die unter­
schiedlichen Auffassungen zeigen sich schon darin, daß 
bisher fünf Textvorschläge unterbreitet wurden: von Ni­
geria, der DDR, Jamaika, Surinam und Frankreich.14

Das Problem besteht darin, daß sich die im Völkerrecht 
existierende Söldnerdefinition nur auf den bewaffneten 
internationalen Konflikt bezieht und damit die Frage ihrer 
Eignung für die Zwecke dieser umfassenderen Konvention 
aufgeworfen ist. Die Schaffung einer neuen, weitergehen­
den Definition des Söldners wird von einer Reihe von De­
legationen, insbesondere imperialistischer Staaten, mit dem 
Argument abgelehnt, zwei unterschiedliche Söldnerdefini­
tionen im Völkerrecht würden die Rechtssicherheit beein­
trächtigen und auch für die innerstaatliche Gesetzgebung 
Probleme aufwerfen. Außerdem verkörpere die bestehende 
Definition einen mühsam ausgehandelten Kompromiß.


